
cha. Die Nachfrage wird an der
Barzahlungsquote gemessen. Un-
ter einer Quote von 10-15 % be-
ginnt die Bargeld-Infrastruktur

viel zu teuer zu werden und es
greift das sogenannte „Verhältnis-
mäßigkeitsprinzip“:

Bargeldobergrenze kommt Bargeldverbot gleich

ncm. Beim Visa-Investorentag
im Juni 2017 soll Visa-CEO Al
Kelly verlautbart haben: „Wir
konzentrieren uns darauf, Bar-
geld aus dem Geschäft zu drän-
gen.“ Zahlen aus den USA bele-
gen, dass 2018 allein durch
Kreditkartenzahlungen Kosten
in Höhe von 90 Milliarden US-
Dollar entstanden. Diese Ge-
winne der Zahlungsdienstleister
zahlten großteils die Kunden.
Anhand der drastischen Entwick-
lungen in Griechenland lassen

sich die Konsequenzen der Bar-
geldabschaffung erahnen. Dort
werden die Bürger mit Steuer-
strafen belegt, wenn sie zu wenig
bargeldlos bezahlen. Gleichzei-
tig werden die Geschäfte quasi
gezwungen, Verträge mit Unter-
nehmen wie VISA abzuschlie-
ßen. Auch muss zuhause aufbe-
wahrtes Bargeld den Behörden
angezeigt werden. Wenn dessen
Herkunft nicht nachweisbar ist,
wird es beschlagnahmt. [1]

Staatliche Bargeldverdrängung
cha. Der Staat greift immer stär-
ker in der Form ein, dass er Bar-
geld ablehnt. Stützle bezieht sich
dabei auf Deutschland und führt
aus, dass Schwimm- und Freibä-
der, Parkhäuser, Parkplätze und
sogar Bürgerbüros, etc. kein Bar-
geld mehr annehmen. In Düssel-
dorf beispielsweise wurden alle
Bürgerbüros außer einem bar-

geldlos gemacht. Ähnliches voll-
zieht sich im Rest Europas.
Damit wird der Bürger immer
mehr in dieses System des bargeld-
losen Zahlens hineingedrängt und
kann gar nicht mehr ausweichen.
Laut Stützle brauche es daher
einen  „Bargeldannahmezwang
beim Staat“. [4]
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INTRO
Der Unternehmer und Autor
Hansjörg Stützle erkannte
schon vor 25 Jahren, dass es
Gegner für ein freies Zahlungs-
system gibt. Seitdem beschäf-
tigt er sich mit Erhalt und
Abschaffung des Bargelds.
Damals gab es noch keine
erkennbaren Maßnahmen zur
Bargeldabschaffung. Aber in
der Finanzkrise 2007-2009
wurden mit realen Bargeld-
verboten Schritte zur Verdrän-

gung des Bargeldes gesetzt.
Wie diese Bargeldverbote ge-
tarnt werden und welche an-
deren Maßnahmen aktuell welt-
weit das Bargeld bedrohen,
wird in den folgenden Arti-
keln erläutert. Außerdem wird
über die von Stützle initiierte
Petition zum Bargelderhalt
(bargeldverbot.info/petition/)
informiert.
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Machtstreben führt zur Bargeldabschaffung
cha. Wie in der Sendung
www.kla.tv/15288 dargelegt, zählt
die US-Regierung zu den starken
Kräften, die die Bargeldabschaf-
fung weltweit vorantreiben. Dies
tut sie u.a. mit der US-Behörde
für Entwicklungshilfe USAID,
die 2012 die „Better than Cash
Alliance“ gründete. Dadurch, dass
der globale bargeldlose Zahlungs-
verkehr von US-amerikanischen
Firmen beherrscht wird, kann die
US-Regierung die finanziellen

Transaktionen einzelner Länder,
Banken, Firmen und auch einzel-
ner Personen überwachen und sie
vom bargeldlosen Zahlungsver-
kehr ausschließen, wenn diese
nicht in ihrem Sinn handeln. Die-
se Art der finanziellen Kontrolle
stellt einen gewaltigen Machtfak-
tor dar. Durch das Zurückdrängen
des Bargelds wächst somit auto-
matisch die Macht der USA. [2]

Quellen: [1, 2] https://www.pressetext.com/news/na-20170714014.html |
www.kla.tv/15288

[3-9, 11, 12] https://hoch2.tv/sendung/unternehmensberater-stuetzle-bargeld-
gefaehrdet-das-businessmodell-der-finanzindustrie
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Der notwendige

Erhalt des Bargelds

Bewusste Bargeldverdrängung

ncm. Bargeld gefährdet das
Geschäftsmodell von Banken,
beispielsweise im Falle von „Ban-
kenruns“. Da das Geldsystem auf
Vertrauen beruht, sind Finanz-
bosse im Dauerstress, das Ver-
trauen der Kunden auf hohem
Level zu halten. Wenn dieses
unter eine bestimmte Schwelle

fällt, bekommen die Menschen
Angst. Sie wollen das Geld durch
Abhebung in ihren Einflussbe-
reich bringen. Tun das viele Men-
schen, spricht man von einem
Bankenrun. Diese Situation führt
zu einer großen Krise, denn die
Banken „arbeiten“ mit dem Geld
der Einzahler. [5]

Banken als Bargeldgegner?

Haken an gesicherter Bargeldbereitstellung
doa. Laut Stefan Hardt, Leiter
des Zentralbereiches Bargeld bei
der Bundesbank Deutschland, ist
Bargeld sicher: „Solange die
Menschen mit Bargeld zahlen
möchten, werde dieses Bargeld
bereitgestellt.“ Doch eben nur
solange Nachfrage herrscht, wird
Bargeld garantiert.
Da aber „Nachfrage“ gleichbe-
deutend mit Barzahlungsquote ist,
bestimmt der Bürger mit seinem

Bezahlungsverhalten über den
Erhalt des Bargelds. Fatalerwei-
se lehnt aber die Wirtschaft
vermehrt Bargeld ab (u.a. durch
finanzielle Anreize von „außen“),
weshalb europaweit immer mehr
Geschäfte nur mehr digitale
Zahlungsmöglichkeiten anbieten.
Damit wird den Menschen die
Entscheidungsfreiheit genommen
und das Bargeld hat dauerhaft
keine Überlebenschance. [6]

ncm. Mit dem Euphemismus „Bar-
geld-Obergrenze“ getarnt sind
Bargeldverbote ab einer Grenze
bereits in 18 Ländern Europas
Realität. Griechenland ist das
Land mit der geringsten Bar-
geld-Obergrenze von nur noch
500 Euro. Dort darf eine Hotel-
rechnung von € 501,- nicht mehr
bar bezahlt werden, weil es ge-
setzlich verboten und unter Strafe
gestellt ist.

Der Staat unternahm bereits zwei
Versuche, die Obergrenze von
Bargeld auf  200 Euro  zu redu-
zieren. Beide scheiterten, weil
der 500-Euro-Schein noch das
gesetzliche Zahlungsmittel ist.
Ab 2027 soll europaweit eine Bar-
geld-Obergrenze von 10.000 Eu-
ro gelten. Darunter darf die Bar-
geld-Obergrenze aber jederzeit
liegen. [3]
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Barzahlungsquote gleich Nachfrage



doa. 1. Werbung: Über Jahr-
zehnte wurde eine Infrastruktur
für bargeldloses Bezahlen ge-
schaffen und anschließend mit
Milliardeninvestitionen für das
digitale Bezahlen geworben.
2. Bargeldablehnung: Bargeld
ist eigentlich gesetzlich in drei
ganz mächtigen Gesetzen veran-
kert: Im Bundesbankgesetz, in
der EZB-Satzung, sowie im EU-
Vertrag. Dort hat es das Privileg
des gesetzlichen Zahlungsmittels
und damit im Handel Annahme-
zwang. Dies wurde im Jahre
2010 durch eine Kommissions-

empfehlung geändert mit dem
Argument der Vertragsfreiheit,
dass der Handel Bargeld ableh-
nen kann. Die Kommission und
die Deutsche Bundesbank sehen
die Vertragsfreiheit der Wirt-
schaft und des Handels höherge-
stellt. Durch diese Interpretation
darf der Handel Bargeld ableh-
nen. Damit nimmt die Wirtschaft
dem Bürger die Wahlfreiheit.
3. E-Euro: Ein weiterer Mecha-
nismus ist die Einführung des
E-Euros. Über den Gesetzesent-
wurf wird voraussichtlich im De-
zember 2025 im EU-Parlament

entschieden. Kommt der E-Euro,
gibt es in den nächsten 1-3 Jahren
einen direkten Konkurrenten zu
Bargeld im Einzelhandel, denn
der E-Euro soll das Privileg des
gesetzlichen Zahlungsmittels
bekommen. Diese Maßnahmen
konditionieren  jedoch die  Bür-
ger immer mehr auf das digitale
Bezahlen.
4. Pandemien als Katalysator
für Digitalgeld: Angeblich aus
Hygienegründen wurde während
der Coronakrise das Bargeld so-
gar verteufelt. [8]

Ist die Infrastruktur zu teuer im
Verhältnis zur Verwendung des
Bargelds, „kollabiert“ das Bar-
zahlungssystem. Derzeit liegt die
Barzahlungsquote in Deutsch-
land im  Einzelhandel bei rund
51 %  und reduziert sich jährlich
um rund 4 %. Durch die Einfüh-
rung des E-Euros wird die Bar-
zahlungsquote noch schneller
sinken und in kurzer Zeit die
10-15 %-Grenze erreichen. Da-
mit fehlt dann die Rechtfertigung
für den Erhalt des Bargelds. [7]

Mechanismen zur Erreichung der Bargeldabschaffung
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Schlusspunkt ●
Eine freie Gesellschaft
braucht zwingend ein freies,
nicht überwachungsfähiges
Zahlungssystem. Dies trifft
nur auf  Bargeld zu. Daher
braucht jeder Mensch ein
Bewusstsein dafür, welche
Auswirkungen jede Digital-
zahlung hat.
Das reale Zahlungsverhal-
ten gilt als Nachfrage und
bestimmt über den Verbleib
des Bargeldes. Wenn Sie
das Realgeld erhalten wol-
len, zahlen Sie möglichst
oft bar!
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Quellen: [10] https://www.parlament.gv.at/
aktuelles/pk/jahr_2023/pk0892 |
https://orf.at/stories/3394754/ |

www.stern.de/wirtschaft/geld/zurueck-zum-
bargeld--was-schwedens-kursaenderung-
mit-russland-zu-tun-hat-35556474.html |

https://www.telepolis.de/article/Visa-bietet-
Gaststaetten-Geld-wenn-sie-kein-Bargeld-

mehr-nehmen-3772481.html

Petition und Lobby für den Bargelderhalt!
doa. Aktuell läuft unter
bargeldverbot.info/petition/ eine
Petition für den Erhalt des Bar-
geldes. Diese kann von Deut-
schen, Österreichern und Schwei-
zern unterzeichnet werden. Laut
Stützle sollten eine Million Unter-
schriften erreicht werden, um an
staatlichen Stellen Druck zu er-
zeugen. Gefordert wird eine An-
nahmepflicht für Realgeld im
Handel und bei staatlichen Institu-
tionen.  Momentan wird der Ver-
ordnungsvorschlag im ECON-
Ausschuss des EU-Parlaments
diskutiert, noch können Verände-
rungen beschlossen werden.
Daher braucht es den Druck auf

den ECON-Ausschuss.
Beim Unterzeichnen der Petition
besteht auch die Option, sich
über den Petitionsverlauf  infor-
mieren zu lassen. Wenn Sie dort
Ihr Häkchen setzen, sind Sie in
die Community aufgenommen.
Diese Gemeinschaft ist immens
wichtig, denn selbst im Falle
eines Erfolgs der Petition, ist da-
mit nur „der freie Fall“ des Bar-
geldes gestoppt.
Da die Marketingmaßnahmen
der Finanzindustrie aber weiter-
laufen, müssen wir wachsam
sein und eine Lobby für das Bar-
geld erschaffen – für unsere Frei-
heit! [11]

Zwei differente gesetz-
liche Zahlungsmittel?!
cha.  Machthaber aus Wirtschaft,
Politik und Finanz wollen zwin-
gend den E-Euro einführen.
Durch diese geplante Einführung
der Digitalwährung sieht Stützle
eine einmalige Chance zur ge-
setzlichen Verankerung des Bar-
geldes. Derzeit gilt dieses in den
meisten europäischen Ländern
als einziges gesetzliches Zah-
lungsmittel. Um den E-Euro
ebenfalls als gesetzliches Zah-
lungsmittel zu installieren, wur-
de für seine Einführung ein Ver-
ordnungsvorschlag verfasst. Die
Verantwortlichen waren zudem
gezwungen, am gleichen Tag
auch einen Verordnungsvor-
schlag für das Bargeld herauszu-
bringen. Interessanterweise be-
kommt der E-Euro im Handel
eine Annahmepflicht, wogegen
im Verordnungsvorschlag für
das Bargeld kein solcher Annah-
mezwang vorgesehen ist. Somit
gäbe es zukünftig zwei unter-
schiedliche gesetzliche Zahlungs-
mittel: den „privilegierten“ E-Eu-
ro und das „unterprivilegierte“
Bargeld. [9]
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Bisherige politische Vorstöße zum Bargeldschutz
ncm. Österreich – August 2023:
Die FPÖ beantragte im Parla-
ment die Änderung des Staats-
grundgesetzes dahingehend, das
Recht auf Bargeldzahlung verfas-
sungsrechtlich zu verankern. Da-
mit soll die unbeschränkte Bar-
geldverwendung gesichert und
die -annahme verpflichtend wer-
den.
• Norwegen – Oktober 2024:
Nach einer Gesetzesänderung im
Oktober 2024 müssen Geschäfte,
Restaurants und Friseure Bargeld-
zahlungen annehmen. Im März
2025 erklärte Norwegens Ex-Mi-

nisterin für Justiz und Notfälle,
Emilie Mehl: „Wenn niemand
mehr mit Bargeld zahlt und nie-
mand mehr Bargeld akzeptiert,
wird Bargeld in der Krise keine
echte Notlösung mehr sein.“
• Slowenien – 23.05.2025: Das
slowenische Parlament leitete in-
folge einer Bürgerinitiative ein
Verfahren zur Verankerung des
Rechts auf Bargeldnutzung in der
Verfassung ein. Es soll auch bei
Einführung von Digital gelten.
• Schweden – 2025: Das schwe-
dische Verteidigungsministerium
verschickt die Broschüre „Wenn

Krise  oder Krieg kommen“ an
jeden Haushalt im Land.
Darin wird dazu aufgerufen,
wieder  regelmäßig mit Bargeld
zu bezahlen und mindestens
einen  einwöchigen Geldvorrat
zu Hause zu lagern. Und das,
obwohl in Schweden die Bar-
geldzahlungen kaum  mehr mög-
lich waren.
Die Regierung erkannte zwei
eklatante Schwächen des Digi-
talgeldes:
1. Ziel von Cyberattacken
2. Im Krisenfall wertlos [10]


